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§ 1
Einleitung, Ziel und Gang der Untersuchung 

und Einführung in die Problematik 

A. Einleitung 

Seit Mitte/Ende der 1990er Jahre entwickelt sich der Mobilfunk auf Grund 
des enormen Wachstums der Branche zunehmend zu einem gesellschaftli-
chen Problem. In einem Rechtsstaat wie der Bundesrepublik Deutschland 
führen solche gesellschaftlichen Probleme meist schnell zu politischen, 
letztlich auch zu gerichtlichen Auseinandersetzungen und damit zu rechtli-
chen Problemen und Fragestellungen. 

Während auf der einen Seite die Zahl der Benutzer des Mobilfunks stetig 
steigt, wächst auf der anderen Seite auch die Zahl derjenigen, die dem Mo-
bilfunk und insbesondere seinen unklaren gesundheitlichen Auswirkungen 
skeptisch bis ablehnend gegenüberstehen. Gerade die letztgenannte Gruppe 
wächst umso mehr, desto mehr Mobilfunkstationen aufgebaut werden, da 
damit natürlich auch die Zahl derer wächst, die unmittelbar in ihrem per-
sönlichen Lebensumfeld mit den – oftmals zumindest subjektiv empfunde-
nen – negativen Folgen des Mobilfunks konfrontiert werden. 

Ursache für die ablehnende Haltung ist vorwiegend, dass es bislang we-
der einen wissenschaftlichen Beweis dafür gibt, dass der Mobilfunk und 
seine Sendeanlagen keine gesundheitlichen Auswirkungen auf den Men-
schen haben, noch das Gegenteil bewiesen ist. Es gibt weltweit zahlreiche 
Studien, die sich mit den möglichen gesundheitlichen Auswirkungen auf 
den Menschen beschäftigen und teilweise zu höchst unterschiedlichen Er-
gebnissen kommen.

Auf Grund dieser Unsicherheit, was die gesundheitlichen Folgen des 
Mobilfunks anbelangt, sind die Mobilfunk-Sendeanlagen in den vergange-
nen Jahren vermehrt - mit steigender Tendenz - auch zu einem rechtlichen 
Problem geworden. Denn viele betroffene Bürger engagieren sich nicht nur 
in Vereinen und Bürgerinitiativen gegen den Mobilfunk, sondern versuchen 
auch, gegen die Sendeanlagen gerichtlich vorzugehen. Deshalb sind in den 
letzten Jahren zahlreiche Gerichtsentscheidungen ergangen, die sich mit 
den rechtlichen Voraussetzungen der Mobilfunk-Sendeanlagen zu beschäf-
tigten hatten. 
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Mangels einer eindeutigen gesetzlichen Regelung in Deutschland, wie 
z. B. eines Mobilfunkgesetzes, sind für die Frage der Zulässigkeit der Er-
richtung und des Betriebs der Mobilfunk-Sendeanlagen zahlreiche öffent-
lich-rechtliche Regelungen zu be- und hinterfragen. Hierbei handelt es sich 
insbesondere um Regelungen aus den Bereichen des öffentlichen Bau-
rechts, des Immissionsschutzrechts, des Umwelt- und Naturschutzrechts, 
des Telekommunikationsrechts, des Kommunalrechts und letztlich auch 
des Verfassungsrechts. In all diesen Rechtsbereichen wurde in den vergan-
genen Jahren immer wieder nach Möglichkeiten gesucht, um die Zulässig-
keit oder Unzulässigkeit der Mobilfunkanlagen im Einzelfall zu begründen. 
Diese Vielzahl der einschlägigen Regelungen führt allerdings auch dazu, 
dass es kaum zu überschauen ist, welche Regelungen einschlägig sind, 
welche nicht und welche Rechtsfolgen sich hieraus ergeben. Es ist auch in 
Literatur und Rechtsprechung durchaus umstritten, wie die Mobilfunk-
Sendeanlagen in den einzelnen Rechtsbereichen zu behandeln sind. 

Neben den Entscheidungen der Verwaltungsgerichtsbarkeit gibt es zwar 
zahlreiche Veröffentlichungen, die sich mit Teilfragen der für Mobilfunk-
sendeanlagen bedeutsamen öffentlich-rechtlichen Vorschriften beschäfti-
gen. Eine Veröffentlichung, die das Problem der Mobilfunk-Sendeanlagen
umfassend, d. h. aus Sicht sämtlicher einschlägiger öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften beleuchtet und rechtswissenschaftlich untersucht, gibt es aber 
bislang noch nicht. 

B. Ziel und Gang der Untersuchung 

Ziel dieser Arbeit ist es deshalb, das Problem der Mobilfunk-Sendeanlagen
aus den wichtigsten Gesichtspunkten des öffentlichen Rechts zu untersu-
chen und kommentiert zusammenzufassen. Hierbei kann auch die Verwal-
tungspraxis, die in den zuständigen Behörden und Kommunen gehandhabt 
wird, nicht außer Betracht bleiben. 

Deshalb wird diese Untersuchung neben den notwendigen rechtstheoreti-
schen Überlegungen auch einen rechtstatsächlichen Schwerpunkt haben, 
der sich mit der in der Praxis gelebten Rechtslage bzw. Rechtsauffassung 
beschäftigen wird. 

Um jedoch überhaupt verstehen zu können, warum sich die Mobilfunk-
Sendeanlagen zu einem gesellschaftlichen und damit auch zu einem recht-
lichen Problem entwickelt haben, ist es notwendig, sich zunächst mit den 
tatsächlichen Begebenheiten auseinander zu setzen. Denn nur in Kenntnis 




